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Verkehrswissenschaft zwischen Demokratie und  
Expertokratie. Das Beispiel der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen 
von Oliver Schwedes�

1.	 Einführung

In Deutschland sehen sich die politischen 
Eliten einerseits mit dem Vorwurf konfron-
tiert, die Interessen der Bürger:innen nicht 
mehr zu vertreten („Wir sind das Volk“, „Lü-
genpresse“ etc.). Zum anderen wird den Po-
litiker:innen mit Blick auf die fehlende Zu-
kunftsgestaltung, insbesondere von Teilen 
der jungen Generation, fehlende Kompetenz 
vorgeworfen und gefordert, der Wissen-
schaft zu folgen („Klimawandel“ etc.). Damit 
zeichnen sich Konfliktlinien zwischen den 
Bürger:innen, der politischen Klasse und 
(wissenschaftlichen) Expert:innen ab, die 
für demokratische Gesellschaften keinesfalls 
ungewöhnlich sind, vielmehr sind sie demo-
kratischen Verhältnissen wesentlich einge-
schrieben. Insofern wäre es falsch, darin nur 
kurzatmige Phänomene zu sehen und sich 
darauf zu verlassen, dass den Wutbürger:in-
nen bald die Luft ausgeht und die junge Ge-
neration aus ihrem Protest erwachsen wird. 
Denn zum einen stehen die liberalen Demo-
kratien weltweit unter wachsendem Legiti-
mationsdruck (vgl. Krastev & Holmes, 2019). 
Zum anderen drücken sich darin strukturelle 
Defizite aus, die von all denjenigen ernst ge-
nommen werden sollten, denen demokra-
tische Verhältnisse am Herzen liegen. Armin 
Schäfer und Michael Zürn (2021) sprechen in 
diesem Zusammenhang von einer doppelten 
Entfremdung: Zum einen repräsentieren die 
parlamentarischen Vertreter:innen nur noch 
einen kleinen Teil der Bevölkerung, wobei die 
Analyse der politischen Entscheidungen zeigt, 
dass die Interessen der oberen Einkommens-
schichten systematisch bevorzugt werden. In 
dem Maße wie sich ein wachsender Teil der 
Bevölkerung hier nicht mehr wiederfindet, 

�	 Prof. Dr. Oliver Schwedes leitet das Fachgebiet für Integrierte Verkehrsplanung 
an der Technischen Universität Berlin. Kontakt: oliver.schwedes@tu-berlin.de

entsteht bei den Betroffenen eine ideelle Ent-
fremdung. Zum anderen attestieren sie eine 
wachsende Bedeutung nichtgewählter Gre-
mien, die nur indirekt legitimiert sind, aber 
für die Bürger:innen folgenreiche Entschei-
dung treffen. Daraus resultiert ihnen zufolge 
eine konkrete Entfremdung der Bürger:innen 
von den demokratischen Institutionen. Hier 
knüpft der folgende Beitrag an, indem er die 
demokratische Legitimation einer politisch 
einf lussreichen verkehrswissenschaftlichen 
Institution diskutiert.

Der Verkehrssektor zeichnet sich durch 
weitreichende Reformblockaden aus (vgl. 
Rammert & Schwedes, 2021). Dabei machen 
sich insbesondere jahrzehntelang etablierte 
Institutionen durch starke Beharrungskräfte 
bemerkbar, die teilweise schon seit vielen Jah-
ren kritisch kommentiert werden, ohne dass 
die Einrichtungen bis heute darauf reagiert 
haben. Im Rahmen der aktuellen Transfor-
mation von einer fossilen zu einer postfossilen 
Mobilitätskultur werden diese Eigenschaften 
zunehmend als Hürden auf dem Weg zu einer 
nachhaltigen Stadt- und Verkehrsentwick-
lung wahrgenommen. Das wird im Folgenden 
anhand einer der einflussreichsten Instituti-
onen im Politikfeld Verkehr demonstriert, 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV). Indem die Reformbe-
dürftigkeit der FGSV aufgezeigt wird, soll ein 
Beitrag dazu geleistet werden, ein wichtiges 
verkehrswissenschaftliches Beratungsgre-
mium zu ertüchtigen, die Herausforderung 
einer nachhaltigen Stadt- und Verkehrsent-
wicklung zukünftig gestalten zu können. 
Damit kann die Demokratie zeigen, dass sie 
die Interessen der Bürger:innen nicht nur im 
Blick hat sondern auch in der Lage ist, ihnen 
zu entsprechen. Schließlich will der Beitrag 
zur Demokratisierung im Politikfeld Verkehr 
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beisteuern und damit der weitverbreiteten 
Politikverdrossenheit begegnen. 

2.	 Zum Verhältnis von Demokratie  
und Expertokratie

Seit den Anfängen der Demokratie wird 
die Frage diskutiert, welche Rolle den Exper-
tinnen zukommt. Die Antwort bewegt sich 
seitdem zwischen der Forderung nach der 
Übernahme der Herrschaft durch die Expert:
innen (Expertokratie), wie etwa Platons Phi-
losophenstaat, und dem Ideal der souveränen 
Herrschaft des Volkes (Demokratie), wie sie 
pointiert in der anarchistischen Denktraditi-
on vertreten wird. Die moderne Demokratie 
hat dieses Spannungsfeld vermeintlich aufge-
löst in der politischen Repräsentation, die sich 
darauf beschränkt, den Willen des Volkes in 
regelmäßigen Wahlen abzufragen, während 
die Herrschaft an staatliche Institutionen de-
legiert wird. Demnach wird die repräsentative 
Demokratie weder direkt von den Bürger:in-
nen beherrscht, vielmehr hat der Demos Poli-
tiker:innen gewählt von denen er sich vertre-
ten lässt. Noch sollen Expert:innen das letzte 
Wort behalten, ihnen wird stattdessen eine 
dienende Rolle bei der politischen Entschei-
dungsfindung zugewiesen. Dieser Arbeitstei-
lung lag einerseits die Annahme zugrunde, 
dass die Bevölkerung nicht kompetent genug 
sei, um vernünftig zu herrschen.� Die vom 
Volk gewählten Politiker:innen sollten dieses 
Defizit korrigieren, wobei sie auf die bera-
tende Unterstützung von Expert:innen zu-
rückgreifen können. Andererseits sollten die 
Politiker:innen gewährleisten, dass möglichst 
alle gesellschaftlichen Interessen vertreten 
werden und sich keine autoritäre Experten-
herrschaft etabliert. 

Mit der repräsentativen Demokratie 
schien das Herrschaftsproblem von Demo-
kratie versus Expertokratie politisch ge-
löst zu sein. Tatsächlich jedoch hat sich das 
Spannungsfeld zwischen der Herrschaft des 

�	 In den Anfängen der Demokratie kreiste die Debatte noch um die Frage, wer 
die notwendigen Kompetenzen zum Wählen mitbringt und der Kreis der 
Wählenden auf die gesellschaftliche männliche Elite beschränkte, während 
die unteren männlichen Einkommensschichten und Frauen insgesamt aus-
geschlossen waren, weil man ihnen kein rationales Urteil zutraute.

Demos und den Expert:innen bis heute nicht 
aufgelöst. Stattdessen ist die Bedeutung von 
Expert:innen in dem Maß gewachsen, wie 
der moderne demokratische Staat bei seiner 
politischen Entscheidungsfindung auf Wis-
sen angewiesen ist, über das er selbst nicht 
verfügt (vgl. Collin & Horstmann, 2004). Im 
Ergebnis hat die politische Expertise seit den 
1960er Jahren kontinuierlich zugenommen 
und seitdem warnen Beobachter:innen zu-
nehmend vor dem Verlust demokratischer 
Legitimität als Folge der wachsenden poli-
tischen Einflussnahme durch die Herrschaft 
von Expert:innen (vgl. Stehr, 2009). Die de-
mokratietheoretischen Debatten kreisen seit-
dem um die Frage, wie das Verhältnis der De-
mokratie zu ihren Expert:innen gestaltet sein 
muss, um die Kompetenzen für das Gemein-
wohl nutzen zu können, ohne die politische 
Gestaltungsmacht zu verlieren (vgl. Jasanoff, 
2012). Die Frage der politischen Legitimation 
von Expertengremien wird im Folgenden am 
Beispiel der FGSV kritisch diskutiert.

3.	 Zur politischen Legitimation der FGSV

Die institutionelle Verfassung der FGSV 
sowie ihre Funktionsweise wurden an an-
derer Stelle ausführlich vorgestellt (vgl. Be-
cker & Schwedes, 2020). Die Reaktion auf 
die Publikation hat gezeigt, dass sowohl das 
Expertengremium wie auch seine politische 
Einflussnahme öffentlich kaum bekannt sind 
(vgl. Pinzler, 2021). Die fehlende öffentliche 
Präsenz der FGSV setzt sich auch in der brei-
ten wissenschaftspolitischen Forschung über 
das Verhältnis von Wissenschaft und Politik 
fort, wo seit vielen Jahren anhand konkreter 
Beispiele die politische Bedeutung von Ex-
pertengremien untersucht wird. Anhand so 
unterschiedlicher Einrichtungen wie den 
Sachverständigenräten, den ministeriellen 
Beiträten, den Ressortforschungseinrich-
tungen, den Forschungsgesellschaften und 
den Expertenkommissionen, wurde in der 
Vergangenheit intensiv erforscht, welchen 
Einfluss sie mit ihrer Politikberatung auf die 
politische Entscheidungsfindung ausüben 
(vgl. Siefken, 2007).

Generiert durch spw Verlag/Redaktion GmbH. Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.



spw 1 | 2022 59Analyse & Strategie

Intransparenz

Die FGSV ist bisher nicht in den Blick der 
politischen Forschung geraten, wobei zu-
nächst geklärt werden müsste, welche Art 
von Expertengremium sie repräsentiert, da 
die Selbstbeschreibung als „Forschungs-
gesellschaft“ nicht korrekt ist.� Während 
Forschungsgesellschaften in der Regel the-
matisch breit aufgestellt sind und keine in-
haltlich enggeführte Auftragsarbeit etwa für 
ein bestimmtes Ministerium durchführen 
(vgl. Stucke, 2010), berät das verkehrswissen-
schaftliche Expertengremium der FGSV aus-
schließlich das Bundesverkehrsministerium. 
Die FGSV ist somit keine Forschungsgesell-
schaft, sondern ein Expertengremium, das 
Ressortforschung für das Bundesverkehrsmi-
nisterium durchführt.� Die FGSV erscheint 
allerdings weder in den offiziellen Registern 
der Forschungsgesellschaften noch in der 
Ressortforschung. Das hat neben inhaltlichen 
vor allem formale Gründe, denn während die 
von staatlicher Seite aufgelisteten Experten-
gremien öffentlich finanziert werden, han-
delt es sich bei der FGSV um einen privaten 
Verein, der sich über Mitgliedsbeiträge fi-
nanziert. Indem die FGSV Forschung für das 
Bundesverkehrsministerium durchführt und 
dieses fachlich berät, übernimmt sie als pri-
vater Akteur staatliche Aufgaben.� Aus dieser 
finanziellen Unabhängigkeit von öffentlichen 
Geldern leiten die Mitglieder der FGSV das 
Selbstverständnis der Staatsferne ab, die ih-
nen eine „reine“ Fachexpertise erlauben wür-
de, die frei sei von politischer Einflussnahme. 
Allerdings formuliert die FGSV in § 6 ihrer 
Satzung die Erwartung, „dass die Mitglieder, 
namentlich von Seiten der Wirtschaft, über 

�	 Zu den Forschungsgesellschaften zählen die Wissenschaftsakademien der 
Max-Plank-Gesellschaft, der Helmholtz-Gesellschaft, der Frauenhofer-Ge-
sellschaft und der Leibniz-Gemeinschaft. Diese Einrichtungen haben sich 
zudem mit weiteren Wissenschaftseinrichtungen wie der Alexander von 
Humboldt-Stiftung, dem DAAD und der DFG zu einer Allianz der Wissen-
schaftsorganisationen zusammengeschlossen.

�	 Zur Ressortforschung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur zählen das Bundesamt für Güterverkehr 
(BAG), das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), die Bun-
desanstalt für Gewässerkunde (BfG), die Bundesanstalt für Straßenwesen 
(BASt), die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), das Deutsches Zentrum für 
Schienenverkehrsforschung beim Eisenbahnbundesamt (DZSF/EBA) und der 
Deutscher Wetterdienst (DWD) (BMVI, 2021).

�	 Auf die grundsätzliche staatsrechtliche Debatte über die Frage, inwieweit pri-
vate gesellschaftliche Akteure staatliche Aufgaben übernehmen sollen, kann 
hier nicht eingegangen werden (vgl. dazu Möllers, 2008, S. 50ff.).

die Mitgliedsbeiträge hinaus Forschungsmit-
tel zur Finanzierung von Forschungsarbeiten 
zur Verfügung stellen. Diese freiwilligen Zu-
wendungen sind zweckbestimmt und werden 
getrennt von den übrigen Haushaltsmitteln 
verwaltet. Über die Verwendung bestimmt 
der Vorstand“ (FGSV, 2014). Damit zieht die 
FGSV der staatlichen Einflussnahme die Be-
einflussung durch die Wirtschaft vor, die ih-
rem Verständnis zufolge offenbar keine poli-
tischen Ziele verfolgt. Dabei ist die finanzielle 
Konstruktion aus demokratietheoretischer 
Perspektive in zweifacher Hinsicht proble-
matisch. Erstens werden diese Finanzmittel 
getrennt von den Mitgliedsbeiträgen allein 
vom Vorstand verwaltet, ohne dass die Ver-
einsmitglieder Einfluss auf ihre Verwendung 
haben. Zweitens werden die Bilanzen priva-
ter Vereine nicht öffentlich gemacht, sondern 
sind nur den Mitgliedern zugänglich. Die po-
litische Einflussnahme der Wirtschaft über 
die Finanzierung von Forschungsprojekten 
bleibt der demokratischen Öffentlichkeit so-
mit prinzipiell verschlossen. Aber auch eine 
interne Einflussnahme auf die Verwendung 
der Finanzmittel durch die Mitglieder ist 
aufgrund der alleinigen Verfügung durch 
den Vorstand nicht vorgesehen. Dadurch, 
dass der private Verein FGSV weder öffent-
lich sichtbar noch kontrollierbar ist, bildet er 
im Ergebnis ein Arkanum verkehrswissen-
schaftlicher Expertise.� Aus demokratietheo-
retischer Sicht stellt die fehlende Transparenz 
der FGSV ein wesentliches Defizit dar (vgl. 
Alcántara et al., 2016, S. 130). 

Partikular- statt Gemeinwohlinteressen

Ein weiteres Defizit demokratischer Legiti-
mation, neben der fehlenden Transparenz der 
FGSV, berührt die homogene Zusammenset-
zung des Expertengremiums, die die gesell-
schaftliche Vielfalt und die damit verbunde-
nen unterschiedlichen Interessenslagen nicht 
hinreichend abbildet. Wie andere etablierte 
Institutionen auch, ist die FGSV eine Einrich-
tung der Industriegesellschaft, in der der Staat 

�	 Das wird noch dadurch verstärkt, dass die Publikationen der FGSV kosten-
pflichtig sind. Da die Regelwerke der FGSV über die Gestaltung des öffent-
lichen Straßenraums bestimmen, sind sie von Allgemeinem Interesse und 
sollten für alle Bürgerinnen und Bürger prinzipiell frei zugänglich sein. 
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die einzig legitime politische Instanz bildete 
(vgl. Forsthoff, 1971; Meinel, 2011). Seitdem 
hat sich neben den staatlichen Einrichtungen 
eine Vielzahl gesellschaftlicher Akteure her-
ausgebildet, die sich an politischen Entschei-
dungsprozessen beteiligen, um den Interessen 
der von ihnen vertretenen gesellschaftlichen 
Gruppen Nachdruck zu verleihen – der Staat 
hat Gesellschaft bekommen (vgl. Schuppert, 
2008, S. 189). In Anbetracht der veränderten 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, seh-
en sich Expertengremien zunehmend mit der 
Herausforderung konfrontiert, die einseitige 
Fixierung auf staatliche Institutionen zu lö-
sen und sich gegenüber der Zivilgesellschaft 
zu öffnen. Demgegenüber handelt es sich 
bei dem Expertengremium der FGSV bisher 
noch um einen „inner circle“, der sich aus den 
Berufsständen des Verkehrssektors zusam-
mensetzt. Dabei sind Frauen mit 13 Prozent 
stark unterrepräsentiert, obwohl seit langem 
bekannt ist, dass sie eine spezifische Perspek-
tive auf das Thema Verkehr und Mobilität 
haben und besondere Anforderungen an die 
Verkehrspolitik und -planung formulieren 
(vgl. Bersch & Oswald, 2021). Darüber hinaus 
ist das Gremium, insbesondere der Vorstand, 
von Vertretern der Straßenbaulobby domi-
niert (vgl. ausführlich Becker & Schwedes 
2020, S. 10ff.). Vertreter:innen zivilgesell-
schaftlicher Organisationen, die sich für eine 
nachhaltige Verkehrsentwicklung einsetzen, 
oder nicht-verkehrliche Interessen vertreten, 
die aber von verkehrspolitischen und -plane-
rischen Entscheidungen berührt werden, wie 
etwa Soziales, Gesundheit, Umwelt usw., sind 
in den Arbeitsgremien der FGSV praktisch 
nicht vertreten. 

Die demokratische Legitimation von Ex-
pertengremien wie der FGSV ist in wach-
sendem Maße daran geknüpft, inwieweit es 
ihnen gelingt, den vielfältigen sozialen In-
teressenlagen im Sinne des Gemeinwohls zu 
entsprechen. Das wird in der Verkehrspolitik 
aufgrund des dynamischen Wandels aktuell 
besonders deutlich, wenn neue gesellschaft-
liche Akteure auf der politischen Bühne er-
scheinen, die sich in den technischen Regel-
werken der FGSV nicht wiederfinden. Das 
ist am augenfälligsten mit Blick auf die Sys-

tematik der Regelwerke, die sich durch eine 
Hierarchie auszeichnen, die dem motorisier-
ten Straßenverkehr die höchste Priorität ein-
räumt, während demgegenüber der Rad- und 
Fußverkehr einen deutlich nachgeordneten 
Stellenwert erhalten.� Damit repräsentieren 
die Regelwerke der FGSV nicht mehr den 
gesellschaftlichen Bedeutungszuwachs von 
Rad- und Fußverkehr aufgrund einer wach-
senden Nachfrage von Seiten immer größeren 
Teile der Bevölkerung (UBA, 2021). In dem 
Maße, wie die FGSV ihre Expertise einseitig 
an Partikularinteressen ausrichtet und damit 
das Gemeinwohl verfehlt, verliert sie an de-
mokratischer Legitimation.

Fehlende demokratische Kontrolle

Neben der institutionellen Intranspa-
renz nach innen, sowie der fehlenden ge-
sellschaftlichen Repräsentanz nach außen, 
kennzeichnet die FGSV ein weiteres Defizit 
demokratischer Legitimation. Sie betrifft die 
immer wieder problematisierte Abhängigkeit 
des Parlaments von der Regierung aufgrund 
der sehr viel höheren Beratungsressourcen 
der Ministerialbürokratie (vgl. Bogdandy, 
2000). Im Falle der FGSV resultiert das Un-
gleichgewicht aus der Funktion der FGSV als 
Beratungsinstrument des Bundesverkehrs-
ministeriums. Auf diese Weise stärkt sie die 
Exekutive bzw. die Regierung, während das 
Parlament bzw. die Legislative über keinen 
vergleichbaren Wissenstransfer verfügt. Da 
Gesetze zumeist von der Ministerialbürokra-
tie ausgearbeitet werden und diese im Falle 
des Bundesverkehrsministeriums aufgrund 
der verkehrswissenschaftlichen Expertise 

�	 Die FGSV unterscheidet bei ihren Publikationen in der Reihenfolge ihrer 
Bedeutung zwischen Regelwerken und Wissensdokumenten, die sich noch 
einmal gliedern in die Kategorien R1, R2, W1 und W2. Demnach sind so-
wohl die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) wie auch die 
Richtlinien für die Anlage von Landstraßen (RAL) Regelwerke der Kategorie 
R1. Die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen (ERA) hingegen zählen zu 
den Regelwerken der Kategorie R2. Die insbesondere für den Fußverkehr 
relevanten Hinweise für barrierefreie Verkehrsanlagen (H BVA) wiederum, 
sind Regelwerke der Kategorie W1. Die Empfehlungen für Fußverkehrsan-
lagen (EFA) schließlich, sind keiner der genannten Kategorien innerhalb der 
Bedeutungshierarchie zugeordnet. Während damit nur die explizite Einstu-
fung der Regelwerke durch die FGSV angesprochen ist, ließe sich durch eine 
Analyse der einzelnen Regelwerke zeigen, dass sich dort die Bevorzugung 
des motorisierten Straßenverkehrs systematisch fortsetzt. Carolin Frenz 
(2020) hat gezeigt, wie die Berücksichtigung von Nahmobilitätsstrategien 
bei Ausbaumaßnahmen an Landesstraßen innerhalb von Ortsdurchfahrten 
bzw. zwischen Ortsteilen u.a. durch die einseitige Priorisierung der Regel-
werke zugunsten des motorisierten Straßenverkehrs behindert wird.
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der FGSV über einen Informationsvorsprung 
verfügt, entsteht eine gewisse Abhängigkeit 
des Parlaments von den Vorschlägen der 
Bundesregierung (vgl. Kielmansegg, 2010). 
Die fehlende Expertise des Parlaments bzw. 
der Opposition hat zur Folge, dass die demo-
kratische Kontrolle der Regierung durch das 
Parlament tendenziell geschwächt wird. Das 
demonstrieren gleich zwei politische Skan-
dale der letzten Legislaturperiode unter dem 
Verkehrsminister Scheuer, der weitgehend im 
Alleingang sowohl die Pkw-Maut wie auch 
die Bundesautobahngesellschaft durchgesetzt 
hat. Die Pkw-Maut hat bekanntlich der Euro-
päische Gerichtshof zu Fall gebracht, indem 
er sie als nicht rechtskonform mit den Regeln 
des europäischen Binnenmarkts erklärte (vgl. 
Delhaes, 2021). Eine juristische Expertise von 
Seiten des Parlaments hätte frühzeitig eine 
fundierte öffentliche Debatte ermöglicht, 
in der die Pläne des Verkehrsministeriums 
hätten kritisch ref lektiert werden können, 
wodurch die Möglichkeit einer Korrektur er-
öffnet worden wäre. Doch während der Ver-
kehrsminister rund acht Millionen Euro für 
externe Beraterverträge ausgeben konnte (vgl. 
Zeit Online, 2021), stand dem Parlament als 
demokratischem Korrektiv keine vergleich-
bare Expertise zur Verfügung. Ähnlich ver-
hielt es sich mit der Autobahngesellschaft. 
Abgesehen davon, dass diese schließlich acht-
mal so teuer geworden ist wie geplant, gingen 
mit 38 Millionen Euro rund zehn Prozent der 
Steuermittel an externe Berater:innen (vgl. 
Wassermann, 2021). Unabhängig davon, ob 
die Autobahngesellschaft eine sinnvolle Ein-
richtung darstellt, geht es hier nur darum, 
dass auch in diesem Fall für das demokratisch 
gewählte Parlament keine entsprechende Ex-
pertise zur Verfügung stand, um sich eine 
fundierte Meinung zu bilden und auf dieser 
Grundlage ggf. eine kritische öffentliche Dis-
kussion zu initiieren. Vor diesem Hintergrund 
erscheint auch die von der FGSV praktizierte 
Einrichtungs-Beratung des Bundesverkehrs-
ministeriums aus demokratietheoretischen 
Gesichtspunkten als Teil des Problems und 
müsste im Rahmen der Reformdebatte kri-
tisch reflektiert werden. 

4.	Zur demokratischen Reform der FGSV

Die aufgezeigten Demokratiedefizite der 
FGSV stehen exemplarisch für die Ergeb-
nisse der mittlerweile umfangreichen For-
schung zur Rolle von Expertengremien in 
der Demokratie. Laura Münkler (2020) hat 
den Forschungsstand aufgearbeitet und die 
institutionelle Verfasstheit von Expertengre-
mien sowie ihre Stellung in demokratischen 
Gesellschaften bestimmt. Dabei hat sie sich 
von der Frage leiten lassen, wie die für demo-
kratische Gesellschaften zweifellos notwen-
dige Expertise genutzt werden kann, ohne 
dass sich Expertokratien herausbilden und 
sich gegenüber dem demokratischen Souve-
rän verselbständigen. Ausgehend von diesem 
unauflösbaren Spannungsverhältnis, können 
Münkler zufolge gleichwohl demokratische 
Mindeststandards identifiziert werden, die 
Expertengremien erfüllen sollten, um als de-
mokratisch legitimiert zu gelten (vgl. Münk-
ler, 2020, S. 650ff.). Im Folgenden orientiert 
sich die Diskussion der demokratischen Re-
form der FGSV an den dort gewonnenen Ein-
sichten.

Die bescheidenste Anforderung für eine 
„Demokratisierung von Expertise“ ist die 
der Transparenz (vgl. Turner, 2001). Dem-
nach müssen sich Expert:innen in demokra-
tischen Gesellschaften gegenüber dem Demos 
(Wahlberechtigten) legitimieren. Um dies zu 
gewährleisten, müssen die Expertengremien 
sichtbar, ihre Handlungsweisen für alle nach-
vollziehbar, und ihre Ergebnisse öffentlich 
diskutierbar sein. Dementsprechend müsste 
die bisher weitgehend unbekannte FGSV da-
für sorgen, dass sie zukünftig stärker in Er-
scheinung tritt. Warum kennt jeder das Bun-
desverfassungsgericht, aber kaum jemand 
die FGSV, obwohl sie sich als Hüterin der 
Verkehrsverfassung begreift? Die Analogie 
trägt auch mit Blick auf die Arbeitsweise des 
Bundesverfassungsgerichts, die prinzipiell 
für jeden einsehbar ist und deren Ergebnisse 
öffentlich kritisch diskutiert werden. Demge-
genüber arbeitet die FGSV hinter verschlos-
senen Türen, die Erarbeitung von Regelwer-
ken wird weder öffentlich angekündigt, noch 
werden die Ergebnisse zur Diskussion gestellt. 
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Beispielhaft sei hier auf die aktuelle Überar-
beitung der Empfehlungen für Anlagen des Ru-
henden Verkehrs (EAR) verwiesen, in denen 
die Bemessung von Parkständen neu definiert 
wurde. Dabei haben sich die Expert*innen 
der Arbeitsgruppe an dem Größenwachstum 
der Pkw orientiert und empfehlen zukünftig 
Parkstände entsprechend größer zu dimen-
sionieren (vgl. Huber & Schwedes, 2021). Das 
Beispiel zeigt zum einen, dass die Bemes-
sung von Parkständen im Sinne der FGSV 
auf ein rein technisches Problem reduziert 
werden kann, dass durch eine entsprechende 
Neubemessung „gelöst“ wird. Es macht aber 
auch deutlich, dass es sich hierbei um eine 
verkürzte Sichtweise handelt, weil zuvor eine 
Wertentscheidung zugunsten immer grö-
ßerer Pkw getroffen wurde, denen zukünf-
tig mehr Platz im öffentlichen Straßenraum 
eingeräumt werden soll. Damit die FGSV 
zukünftig dem demokratischen Anspruch 
der Transparenz gerecht werden kann, muss 
sie mindestens gewährleisten, dass ihre Vor-
schläge öffentlich diskutiert werden können. 

Wesentlich ambitionierter als die Schaf-
fung von Transparenz, ist die Forderung der 
Öffnung von Expertengremien gegenüber der 
Zivilgesellschaft, um über die Möglichkeit der 
Partizipation demokratische Legitimation zu 
erlangen (vgl. Barber, 1994). Dem liegt der Ge-
danke gemischter Gremien zugrunde, wonach 
sich die bisher berufsständisch organisierte 
FGSV neu aufstellen und gesellschaftliche 
Akteure einladen müsste, die verkehrspoli-
tisch und -planerisch relevante Perspektiven 
einbringen, die in dem Expertengremium 
bisher nicht repräsentiert wurden. Das Ziel 
besteht darin, durch die Beteiligung unter-
schiedlicher Akteursgruppen die Wissens-
basis zu verbreitern und zugleich im Prozess 
der Wissensgenerierung die sich in unter-
schiedlichen Sichtweisen manifestierenden 
Interessensgruppen zu berücksichtigen. Die 
besondere Herausforderung besteht darin, 
die bisher in der FGSV vorherrschenden öko-
nomischen Partikularinteressen zugunsten 
einer integrierten, am Gemeinwohl orien-
tierten, Gesamtstrategie zurückzudrängen. 

Die am Weitesten reichende demokratische 
Reform von Expertengremien ist zweifellos 
die Stärkung der demokratischen Kontrolle 
durch die parlamentarische Legislative und 
die politische Opposition, insofern sie die 
bundesdeutsche parlamentarische Architek-
tur insgesamt berührt. Für die FGSV würde 
das bedeuten, dass sie ihre bisherige exklusive 
Beratungsfunktion gegenüber der Ministeri-
albürokratie des Bundesverkehrsministeri-
ums erweitert und ihre Expertise auch dem 
Parlament zur Verfügung stellt, wie das bei-
spielsweise im Bereich der Technikfolgenab-
schätzung schon lange praktiziert wird (vgl. 
Grunwald et al., 2012). Durch die Bereitstel-
lung von Sachverstand könnten sich das Par-
lament und die Opposition von der Regierung 
und der Exekutive emanzipieren und gut in-
formiert einen politischen Gegendiskurs in-
itiieren, der öffentlich ausgetragen werden 
könnte. Beispielweise könnte das Für und Wi-
der der Bedeutungshierarchie der Regelwerke 
der FGSV zur Diskussion gestellt werden, in 
denen dem motorisierten Straßenverkehr 
ein besonderer Stellenwert eingeräumt wird.� 
Auf diese Weise würde die Erweiterung von 
Expertenwissen nicht im Widerspruch zur 
Demokratie stehen, sondern sogar zur Demo-
kratisierung beitragen (vgl. Weingart, 2006). 

5.	 Fazit

Die FGSV hat über ein Jahrhundert lang 
erfolgreich dazu beigetragen, kontinuierlich 
wachsende Verkehrsmengen über immer grö-
ßere Distanzen mit zunehmender Geschwin-
digkeit zu organisieren. Dem Paradigma „hö-
her-weiter-schneller“ folgend, galt dabei das 
besondere Augenmerk dem motorisierten 
Straßenverkehr. Gegenüber dieser Technik 
getriebenen Entwicklung orientiert sich das 
neue Nachhaltigkeitsparadigma am mensch-
lichen Maß. Dementsprechend besteht das 
Ziel darin, die Mobilität der Menschen zu ge-
währleisten, ohne auf weiteres Verkehrswachs-
tum angewiesen zu sein und immer schneller 
ständig zunehmende Distanzen überwinden 

�	 Eines unter vielen denkbaren Instrumenten könnte in diesem Zusammen-
hang das Minderheitenvotum sein. Das würde die Möglichkeit eröffnen, 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der FGSV zu artikulieren und einen 
kritischen Diskurs zu befördern.
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zu müssen. Damit rücken die Bedarfe der 
Menschen in den Fokus der Verkehrsplanung, 
die zukünftig auch Eingang in die technischen 
Regelwerke finden werden. Um diesem An-
spruch gerecht zu werden und die vielfältigen 
sozialen Anforderungen berücksichtigen zu 
können, muss die FGSV den veränderten 
gesellschaftlichen Verhältnissen entsprechen 
und sich der Gesellschaft gegenüber öffnen. 
Der Erfolg demokratischer Reformen wird 
sich darin erweisen, ob es ihr gelingt, eine kri-
tische Diskussionskultur zu etablieren, in der 
unterschiedliche Standpunkte öffentlich zur 
Diskussion gestellt werden. 	 ó
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